
Augenblick nicht erinnern kann. Er wurde abgelöst und zu ander­
weitiger Arbeit eingesetzt.

10) Ich weiss, dass die gesamte Produktion in der dortigen Gegend 
fast ausschliesslich auf das Vorhandensein von Zwangsarbeitern an­
gewiesen ist. Würde man die Lager auflösen oder würde man nicht 
für laufenden Zugang von Häftlingen sorgen, dann müsste die Pro­
duktion dort oben eingestellt werden Allein im Bezirk Workuta gibt 
es etwa 50—60 Lager mit 100—120.000 Insassen. Der Lagerbezirk 
Workuta hat einen Durchmesser von etwa 60 km, dass bedeutet also, 
dass schon etwa 30 km von Workuta entfernt neue Lagerbezirke mit 
etwa der gleichen Belegung sich befinden.
Ich bin auch davon überzeugt, dass bei den dortigen Lebens- und 
Arbeitsverhältnissen selbst bei einer noch so hohen Zulage sich 
niemals genügend Freiwillige für die Arbeit in der dortigen Gegend 
finden würden. Hinzu kommt, dass, wie oben ausgeführt, diese 
Polar-Zulage neuerdings gestrichen ist, so dass überhaupt kein An­
reiz mehr für die Arbeit in der dortigen Gegend besteht. Die Regie­
rung muss also, wenn sie die Produktionsstätten nicht stillegen will, 
zwangsläufig auf Verurteilte zurückgreifen. Es muss weiter sicher­
gestellt werden, dass ein regelmässiger Zustrom von Häftlingen in 
diese Zwangsarbeitsgebiete fliesst. Das aber lässt wieder darauf 
schliessen, dass die Gerichte Anweisung haben, jederzeit die ge­
nügende Anzahl von Häftlingen zu „produzieren”. Der Streik im 
Sommer 1953 im Gebiet Workuta hatte sehr schwerwiegende Folgen. 
Wie ich von verscheidenen Seiten, insbesondere auch von Eisen­
bahnern gehört habe, sind 7 Tage lang die meist für Leningrad be­
stimmten Kohlenzüge nicht gefahren, so dass die Industrie von 
Leningrad aus Anlass dieses Streiks bereits spürbare Schwierig­
keiten hatte.

Wie wichtig die Regierung diesen Streik nahm, beweist auch die 
Tatsache, dass eine besondere Kommission aus Moskau im Bezirk 
Workuta ankam, die offenbar Weisung hatte, mit allen Mitteln den 
Streik zu beenden. Auf der einen Seite wurde den Häftlingen eine 
Reihe von Erleichterungen zugesagt, auf der anderen Seite gedroht, 
bei weiterem Widerstand rücksichtslos mit Waffengewalt den Streik 
niederzuschlagen. Eine Folge dieses Streiks ist aber, dass die Häft­
linge die Erkenntnis gewonnen haben, dass die Regierung ohne sie 
und ihre Arbeit nicht auskommen kann. Ob diese Erkenntnis irgend­
welche weiteren Folgen in der Zukunft haben wird, kann ich aller­
dings nicht beurteilen.

Die Regierungskommission hatte erklärt, dass die Häftlinge, soweit 
sie Beschwerden haben, sich an sie wenden könnten. Daraufhin ist 
eine Flut von Beschwerden herausgegangen, die sich u.a. darauf 
bezogen, dass die zur Verurteilung führenden Verfahren überprüft 
werden, sollten. Ich weiss aber, dass etwa 90 % dieser Beschwerden 
aibgelehnt worden sind. Sie mussten ja auch ab gelehnt werden, da 
die Regierung ohne die Häftlinge die dortigen Produktionsstätten 
hätte stillegen müsssen. Nur in einigen wenigen Fällen ist mir von 
einem gewissen Erfolg der Beschwerden etwas bekanntgeworden, 
z.B. hat man dem oben erwähnten früheren Staatsanwalt Alperin 
das Strafmass von ursprünglich 25 Jahren auf 10 Jahre herabge- 
stzt. Ein grosser Teil der Beschwerden, vor allem der Häftlinge aus 
der Sowjetunion, bezog sich darauf, dass in den weitaus meisten 
Lagern die Anrechnung besonders guter Arbeitsleistung auf die 
Strafzeit nicht durchgeführt wurde. Es gab theoretisch die Möglich­
keit, dass bei Übererfüllung der Norm um etwa 25 % für 3 Tage 
Haft ein Tag erlassen werden konnte, so dass praktisch bei beson­
ders guter Arbeit der betreffende Häftling nur etwa 2/3 seiner im 
Urteil festgesetzten Strafe zu verbüssen brauchte. Diese Möglichkeit 
der Verkürzung der Haftdauer bot für die Angehörigen der Sowjet­
union einen gewissen Anreiz und sie baten darum, dass diese Er­
leichterung für alle Lager eingeführt wurde. Das aber ist nicht ge-
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